
 
D i e  B ü r g e r m e i s t e r i n  
Fachbereich 7 - Interner Service 
 

Vorlage Nr. 452/09 
 
 

Betreff: 
 

Prüfung der Gültigkeit der Wahlen am 30. August 2009 

  
Status: öffentlich 

 

Beratungsfolge 
Wahlprüfungsausschuss 09.11.2009 Berichterstattung

durch: 
Herrn Kuhlmann 

 Abstimmungsergebnis    

TOP einst. mehrh. ja nein Enth. z. K. vertagt verwiesen an: 

         
Rat der Stadt Rheine 15.12.2009 Berichterstattung

durch: 
Herrn Niehues 
Herrn Kuhlmann 

 Abstimmungsergebnis    

TOP einst. mehrh. ja nein Enth. z. K. vertagt verwiesen an: 

         

Betroffene Produkte 
71 Service Organisation 
 
Betroffenes Leitbildprojekt/Betroffene Maßnahme des Integrierten Entwicklungs- 
und Handlungskonzeptes 
 

      
 
Finanzielle Auswirkungen 
 

 Ja  Nein 

 Finanzierung  Ergänzende Darstellung 
Gesamtkosten 
der Maßnahme 

 
 

      € 

Objektbezogene 
Einnahmen 

(Zuschüsse/Beiträge) 

 

      € 

Eigenanteil 
 
 
 

      € 

Jährliche Folgekosten
 

 keine 
 

      € 

(Kosten, Folgekosten, Finanzierung, 
haushaltsmäßige Abwicklung, Risiken, 
über- und außerplanmäßige Mittelbereit- 
stellung sowie Deckungsvorschläge) 

siehe Ziffer       der 
Begründung 

Die für die o. g. Maßnahme erforderlichen Haushaltsmittel stehen 

 beim Produkt/Projekt       in Höhe von       € zur Verfügung. 

 in Höhe von       nicht zur Verfügung. 
 

mittelstandsrelevante Vorschrift 

 Ja  Nein 
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Vorlage Nr. 452/09 
 
Beschlussvorschlag/Empfehlung: 
  
Der Wahlprüfungsausschuss empfiehlt dem Rat der Stadt Rheine folgenden Be-
schluss zu fassen: 
 
Die Wahlen am 30. August 2009 
 
a) zur Vertretung der Stadt Rheine 
b) der Bürgermeisterin der Stadt Rheine 
 
werden für gültig erklärt. 
 
 
 
Begründung: 
  

1. Die Ergebnisse der Wahl zur Vertretung der Stadt Rheine und der Wahl der 
Bürgermeisterin der Stadt Rheine hat der Wahlausschuss in seiner Sitzung 
am 1. September 2009 festgestellt. 

2. Der Wahlleiter hat die Ergebnisse der Wahlen am 10. September 2009 öf-
fentlich bekannt gegeben. Bei den Bekanntmachungen wurde darauf hin-
gewiesen, dass gemäß § 39 Absatz 1 

o jede/r Wahlberechtigte des Wahlgebietes, 

o die für das Wahlgebiet zuständige Leitung solcher Parteien und 
Wählergruppen, die an der Wahl teilgenommen haben, 

o sowie die Aufsichtsbehörde 

binnen eines Monates nach Bekanntgabe des Wahlergebnisses Einspruch 
erheben können, wenn sie eine Entscheidung über die Gültigkeit der Wah-
len gemäß § 40 Absatz 1 Buchstaben a bis c Kommunalwahlgesetz für er-
forderlich halten. Gegen die von den Wahlbehörden bei der Vorbereitung 
der Wahl oder bei der Wahlhandlung getroffenen Entscheidungen konnte 
ebenfalls in der oben genannten Monatsfrist Einspruch eingelegt werden. 

3. Die Frist zu Einlegung von Einsprüchen lief für beide Wahlen am 10. Okto-
ber 2009 ab. 

4. Gemäß § 40 KWahlG und § 66 Kommunalwahlordnung (KWahlO) hat der 
Wahlprüfungsausschuss die gegen die Wahlen erhobenen Einsprüche sowie 
Gültigkeit der Wahlen von Amts wegen vorzuprüfen. Der Ausschuss hat 
der Vertretung (Rat) einen Beschlussvorschlag zu unterbreiten. 

 
I. Vorprüfung eingegangener Einsprüche 

 
 Einsprüche gegen die Wahlen sind nicht eingegangen. 
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II. Vorprüfung der Gültigkeit der Wahl von Amts wegen 

 
 Es ist gemäß § 40 Absatz I KWahlG in folgender Weise zu beschließen: 
 

a) „Wird die Wahl wegen mangelnder Wählbarkeit eines Vertreters für 
ungültig erklärt, so ist das Ausscheiden dieses Vertreters anzuord-
nen.“ 

 
  Seitens der Verwaltung wurde nach Prüfung festgestellt, dass bei 
  allen gewählten Vertretern die Wählbarkeit vorliegt. 
 

b) „Wird festgestellt, dass bei der Vorbereitung der Wahl oder bei der 
Wahlhandlung Unregelmäßigkeiten vorgekommen sind, die im je-
weils vorliegenden Einzelfall auf das Wahlergebnis im Wahlbezirk 
oder auf die Zuteilung der Sitze aus der Reserveliste von entschei-
dendem Einfluss gewesen sein können, so ist die Wahl in dem aus § 
42 Abs. 1 ersichtlichen Umfang für ungültig zu erklären und dem-
entsprechend eine Wiederholungswahl anzuordnen.“  

 
Unregelmäßigkeiten bei der Vorbereitung der Wahlen oder bei der 
Wahlhandlung sind nicht bekannt geworden. 

 
c) „Wird die Feststellung des Wahlergebnisses für ungültig erklärt, so 

ist sie aufzuheben und eine Neufeststellung anzuordnen (§ 43). Ist 
die Neufeststellung nicht möglich, weil die Wahlunterlagen verloren-
gegangen sind oder wesentliche Mängel aufweisen, und kann dies 
im jeweils vorliegenden Einzelfall auf das Wahlergebnis im Wahlbe-
zirk oder auf die Zuteilung der Sitze aus der Reserveliste von ent-
scheidendem Einfluss sein, so gilt Buchstabe b entsprechend.“ 

 
Der Wahlausschuss hat die Wahlergebnisse in seiner Sitzung am 1. 
September 2009 festgestellt. Gründe für eine Änderung dieser  
festgestellten Ergebnisse sind nicht bekannt. 

 
d) „Wird festgestellt, dass keiner der unter Buchstaben a bis c genann-

ten Fälle vorliegt, so ist die Wahl für gültig zu erklären.“ 
 
Da kein Fall der Buchstaben a bis c vorliegt, ist gemäß § 40 Absatz 1 
Buchstabe d KWahlG die Wahl zum Rat der Stadt Rheine sowie die 
Wahl zur Bürgermeisterin der Stadt Rheine für gültig zu erklären. 

 
 


